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1 Textliche Festsetzungen 
 
1.1 Flächen für den Gemeinbedarf (§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB) 
 

Die Flächen für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Kindertagesstätte“ dienen der 
Unterbringung einer Kindertagesstätte sowie der sonstigen mit diesem Nutzungszweck ver-
bundenen baulichen Anlagen und Nutzungen. 

 
1.2 Flächen für Sport- und Spielanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 5 BauGB) 
 
1.2.1 Die Flächen für Sport- und Spielanlagen mit der Zweckbestimmung „Sportplatz“ dienen der 

Errichtung und Nutzung von Sportanlagen für den Schul-, Vereins- und Freizeitsport sowie 
der Unterbringung der sonstigen mit diesem Nutzungszweck verbundenen baulichen Anla-
gen und Nutzungen. 

 
1.2.2 Die Flächen für Sport- und Spielanlagen mit der Zweckbestimmung „Großsporthalle“ dienen 

der Unterbringung einer Sporthalle sowie der sonstigen mit diesem Nutzungszweck verbun-
denen baulichen Anlagen und Nutzungen einschließlich der zugehörigen Erschließung und 
Stellplätze. Darüber hinaus ist ein Grillplatz mit zugehörigen baulichen Anlagen zulässig. 

 
1.3 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 
 
1.3.1 Grundflächenzahl und Größe der Grundflächen der baulichen Anlagen (§ 16 Abs. 2 

Nr. 1 BauNVO) 
 
1.3.1.1 Für die Flächen für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Kindertagesstätte“ sowie 

für die Flächen für Sport- und Spielanlagen mit der Zweckbestimmung „Großsporthalle“ wird 
jeweils eine maximale Grundflächenzahl von GRZ = 0,4 festgesetzt. Die zulässige Grundflä-
che darf durch die Grundflächen von Stellplätzen mit ihren Zufahrten sowie von Nebenanla-
gen i.S.d. § 14 BauNVO bis zu einer maximalen Grundflächenzahl von GRZ = 0,6 über-
schritten werden. 

 
1.3.1.2 Auf den Flächen für Sport- und Spielanlagen mit der Zweckbestimmung „Sportplatz“ darf die 

Grundfläche von Gebäuden und Nebenanlagen i.S.d. § 14 BauNVO insgesamt ein Maß von 
maximal 250 m2 nicht überschreiten. 

 
1.3.2 Höhe baulicher Anlagen (§ 16 Abs. 2 Nr. 4 und § 18 Abs. 1 BauNVO) 
 

Innerhalb der Flächen für Sport- und Spielanlagen mit der Zweckbestimmung „Sportplatz“ 
darf die Höhe der baulichen Anlagen ein Maß von 3,5 m über der natürlichen Geländeober-
fläche nicht überschreiten. Als oberer Bezugspunkt für die Höhenermittlung gilt der oberste 
Abschluss des Gebäudes bzw. der baulichen Anlage. 

 
1.4 Zulässigkeit von Stellplätzen und Nebenanlagen (§ 23 Abs. 5 BauNVO) 
 
 Stellplätze und Nebenanlagen i.S.d. §§ 12 und 14 BauNVO sind innerhalb und außerhalb 

der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 
 
1.5 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-

schaft (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 
 
1.5.1 Pkw-Stellplätze sind in wasserdurchlässiger Bauweise, z.B. mit weitfugigen Pflasterungen, 

Rasenpflaster, Schotterrasen, Porenpflaster oder als wassergebundene Wegedecke, zu be-
festigen. 

 
1.5.2 Zur Außenbeleuchtung sind Leuchten mit warmweißen LED-Lampen mit einer Farbtempera-

tur von weniger als 3.000 K, die kein Licht über die Horizontale hinausgehend abstrahlen, zu 
verwenden. 
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1.6 Anpflanzung und Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a und b BauGB) 

 
1.6.1 Innerhalb der Flächen für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Kindertagesstätte“ 

sowie der Flächen für Sport- und Spielanlagen mit der Zweckbestimmung „Großsporthalle“ 
sind jeweils mindestens 40 % der Grundstücksflächen unter Verwendung von einheimi-
schen, standortgerechten Laubbäumen und Laubsträuchern als natürliche Grünfläche anzu-
legen und dauerhaft zu unterhalten. Der Bestand kann zur Anrechnung gebracht werden. 

 
1.6.2 Zum Erhalt festgesetzte Bäume, Sträucher und sonstige Bepflanzungen sind fachgerecht zu 

pflegen und dauerhaft zu erhalten. Bei Abgang sind gleichartige Ersatzpflanzungen vorzu-
nehmen; hierbei ist eine Verschiebung der Baumpflanzungen von bis zu 10 m gegenüber 
den zeichnerisch festgesetzten Standorten der zu erhaltenden Laubbäume zulässig. 

 
1.7 Zuordnung von Flächen oder Maßnahmen zum Ausgleich (§ 9 Abs. 1a BauGB) 
 
 Den durch den Bebauungsplan vorbereiteten Eingriffen in Natur und Landschaft werden als 

Ausgleich 461.267 Punkte aus der Ökokontomaßnahme 10aRie „Anlage einer Stromtalwie-
se“ (Gemarkung Erfelden, Flur 8, Flurstück 15 teilweise und Flurstück 16) zugeordnet. 

 
 
2 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften  
 (Satzung gemäß § 91 Abs. 1 und 3 HBO i.V.m. § 9 Abs. 4 BauGB) 
 
2.1 Dachgestaltung (§ 91 Abs. 1 Nr. 1 HBO) 
 
 Zur Dacheindeckung sind Tonziegel und Dachsteine in den Farbtönen Rot, Braun und Anth-

razit zulässig. Hiervon ausgenommen sind flach geneigte Dächer mit einer Neigung von ma-
ximal 10°. Die Verwendung von spiegelnden Materialien zur Dacheindeckung ist unzulässig. 
Die Zulässigkeit von Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie sowie von Dachbegrü-
nungen bleibt unberührt. 

 
2.2 Einfriedungen (§ 91 Abs. 1 Nr. 3 HBO)  
 
2.2.1 Innerhalb der Flächen für den Gemeinbedarf mit der Zweckbestimmung „Kindertagesstätte“ 

sind ausschließlich offene Einfriedungen mit einer Höhe von maximal 1,5 m über der natürli-
chen Geländeoberfläche sowie die Pflanzung von einheimischen Laubhecken zulässig. 
Mauer- und Betonsockel sind unzulässig.  
 

2.2.2 Innerhalb der Flächen für Sport- und Spielanlagen mit den Zweckbestimmungen „Sportplatz“ 
und „Großsporthalle“ sind Einfriedungen nur in Form einer Pflanzung von einheimischen 
Laubhecken zulässig. 

 
2.3 Abfall- und Wertstoffbehälter (§ 91 Abs. 1 Nr. 3 HBO)  
 

Standflächen für Abfall- und Wertstoffbehälter sind gegen eine allgemeine Einsicht abzu-
schirmen und entweder in Bauteile einzufügen oder einzubeziehen, mit Laubhecken zu um-
pflanzen oder mit beranktem Sichtschutz dauerhaft zu umgeben. 

 
 
 
3 Hinweise und nachrichtliche Übernahmen 
 
3.1 Stellplatzsatzung 
 

Auf die Satzung der Stadt Riedstadt über die Schaffung von Stellplätzen und Garagen 
(Stellplatzsatzung) wird hingewiesen. Es gilt jeweils die zum Zeitpunkt der Bauantragstellung 
wirksame Fassung. 
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3.2 Vogelschutzgebiet 
 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes grenzt im Norden an das Vogel-
schutzgebiet VSG 6116-450 „Hessisches Ried mit Kühkopf-Knoblochsaue“. Auf die Verord-
nung über die Natura-2000-Gebiete in Hessen vom 16.01.2008 (GVBl. II 881-48) einschließ-
lich der entsprechenden Anlagen wird hingewiesen. 

 
3.3 Bodendenkmäler 
 
3.3.1 Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes bzw. im direkten Umfeld liegen Bodendenkmäler 

(historische Straßenführungen), die nach der Vorgabe des hessischen Denkmalschutzge-
setzes geschützt sind. Es ist daher damit zu rechnen, dass durch die Bebauung Kultur-
denkmäler i.S.d. § 2 Abs. 2 HDSchG (Bodendenkmäler) zerstört werden. Seitens des Lan-
deamtes für Denkmalpflege Hessen wird in der Stellungnahme vom 22.08.2019 darauf hin-
gewiesen, dass anstelle einer vorbereitenden Untersuchung/Ausgrabung während des Mut-
terbodenabtrages für den Bereich des Bodeneingriffes eine Baubegleitung durch eine in 
Hessen zugelassene archäologische Fachfirma durchzuführen ist. Voraussetzung ist, dass 
der Mutterboden mit einer ungezahnten Baggerschaufel abgezogen wird und bei Auftreten 
von archäologischen Resten dem beauftragten Grabungsunternehmen genügend Zeit einge-
räumt wird, diese zu dokumentieren und zu bergen. 

 
3.3.2 Werden bei Erdarbeiten Bodendenkmäler bekannt, so ist dies dem Landesamt für Denkmal-

pflege Hessen (hessenArchäologie) oder der Unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich 
anzuzeigen. Der Fund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzei-
ge im unveränderten Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Er-
haltung des Fundes zu schützen (§ 21 HDSchG). 

 
3.4 Kampfmittelbelastung 
 

Das Plangebiet befindet sich innerhalb eines ehemaligen Bombenabwurfgebietes. Vom Vor-
handensein von Kampfmitteln auf solchen Flächen muss grundsätzlich ausgegangen wer-
den. In den Bereichen, in denen durch Nachkriegsbebauungen bereits bodeneingreifende 
Baumaßnahmen bis zu einer Tiefe von mindestens 5 m durchgeführt wurden sind keine 
Kampfmittelräummaßnahmen notwendig. Bei allen anderen Flächen ist eine systematische 
Überprüfung (Sondieren auf Kampfmittel) vor Beginn der geplanten Abbrucharbeiten, Bau-
arbeiten und Baugrunduntersuchungen auf den Grundstücksflächen bis in einer Tiefe von 5 
m (ab GOK II. WK) erforderlich, auf denen bodeneingreifende Maßnahmen stattfinden. Hier-
bei soll grundsätzlich eine EDV-gestützte Datenaufnahme erfolgen. Sofern die Fläche, z.B. 
wegen Auffüllungen, Versiegelungen oder sonstigen magnetischen Anomalien nicht sondier-
fähig sein sollte, sind aus Sicherheitsgründen weitere Kampfmittelräummaßnahmen vor bo-
deneingreifenden Bauarbeiten erforderlich. 

 
3.5 Grundwasser 
 
3.5.1 Das Plangebiet liegt im Einflussbereich des „Grundwasserbewirtschaftungsplanes Hessi-

sches Ried“. Im Einzelnen sind die Vorgaben des Grundwasserbewirtschaftungsplanes Hes-
sisches Ried, mit Datum vom 09.04.1999 festgestellt und veröffentlicht im Staatsanzeiger für 
das Land Hessen (StAnz. 21/1999, S. 1659) mit Ergänzung vom 17.07.2006 (StAnz. 
31/2006, S. 1704) zu beachten. Bereits jetzt ist mit oberflächennahem Grundwasser zu 
rechnen, was bei der baulichen Einbindung der Gebäude in den Untergrund zu berücksichti-
gen ist (insbesondere Auftriebssicherheit und Schutz vor Vernässung). 

 
3.5.2 Vom Planungsträger sind die stark schwankenden Grundwasserstände zu beachten. Ins-

besondere im Hinblick einer Vermeidung von Gebäudeschäden sind bei der Standortwahl 
und der Bauweise die Gefahren durch grundwasserbedingte Setzungen infolge Austrock-
nung und Schrumpfung von Bodenschichten mit setzungsempfindlichen organischen Be-
standteilen oder Vernässungen durch zu hohe Grundwasserstände zu berücksichtigen. 

 



Stadt Riedstadt, Stadtteil Erfelden: Bebauungsplan „Sportanlagen und Kindertagesstätte Erfelden“ 5 

Planungsbüro Fischer, 35435 Wettenberg  04/2020 

3.6 Risiko-Überschwemmungsgebiet des Rheins 
 

Das Plangebiet liegt im überschwemmungsgefährdeten Gebiet (Risiko-Überschwemmungs-
gebiet) des Rheins, welches bei Überschreitung des Bemessungshochwassers oder bei 
Versagen von Deichen oder vergleichbaren öffentlichen Hochwasserschutzeinrichtungen 
überschwemmt werden kann. In diesen Gebieten sind bei Sanierung und Neu-bau von Ob-
jekten Vorkehrungen zu treffen, und, soweit erforderlich, bautechnische Maß-nahmen vorzu-
nehmen, um den Eintrag von wassergefährdenden Stoffen bei Überschwemmungen ent-
sprechend dem Stand der Technik zu verringern. 

 
3.7 Verwertung von Niederschlagswasser 
 
3.7.1 Niederschlagswasser soll ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisati-

on ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet werden, soweit dem 
weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirt-
schaftliche Belange entgegenstehen (§ 55 Abs. 2 Satz 1 WHG). 

 
3.7.2 Abwasser, insbesondere Niederschlagswasser, soll von der Person, bei der es anfällt, ver-

wertet werden, wenn wasserwirtschaftliche und gesundheitliche Belange nicht entgegenste-
hen (§ 37 Abs. 4 Satz 1 HWG). 

 
3.8 Erdarbeiten und Bodenverunreinigungen 
 

Werden bei der Durchführung von Erdarbeiten Bodenverunreinigungen oder sonstige Beein-
trächtigungen festgestellt, von denen eine Gefährdung für Mensch und Umwelt ausgehen 
kann, sind umgehend die zuständigen Behörden zu informieren. 

 
3.9 Bauverbotszone und Zulässigkeit von baulichen Anlagen  
 
 Außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Orts-

durchfahrt dürfen längs der Kreisstraßen gemäß § 23 Abs. 1 HStrG 
 

1. Hochbauten jeder Art in einer Entfernung bis zu 20 m, gemessen vom äußeren Rand der 
befestigten Fahrbahn, 

2. bauliche Anlagen jeglicher Art, die über Zufahrten an Landesstraßen unmittelbar oder 
mittelbar angeschlossen werden sollen, 

 
 nicht errichtet werden. Dies gilt für Aufschüttungen und Abgrabungen größeren Umfangs 

entsprechend. Weitergehende bundes- oder landesrechtliche Vorschriften bleiben unberührt. 
 
3.10 Artenschutzrechtliche Vorgaben und Hinweise 
 

Die Vorschriften des besonderen Artenschutzes des § 44 Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) sind zu beachten. Zur Vermeidung der Zerstörung oder Beschädigung von 
Fortpflanzungs- und Ruhestätten besonders und streng geschützter Arten (vgl. § 7 Abs. 2 
Nr. 13 und 14 BNatSchG) sind insbesondere, 

  
a) Baumaßnahmen, die zu einer Zerstörung von Fortpflanzungs- oder Ruhestätten ge-

schützter Vogelarten führen können, außerhalb der Brutzeit durchzuführen, 
b) Bestandsgebäude vor Durchführung von Bau- oder Änderungsmaßnahmen daraufhin zu 

kontrollieren, ob geschützte Tierarten anwesend sind, 
c) Gehölzrückschnitte und -rodungen außerhalb der Brut- und Setzzeit (01.03. bis 30.09.) 

durchzuführen, 
d) Baumhöhlen und Gebäude außerhalb der Brutzeit (01.03. bis 30.09.) vor Beginn von Ro-

dungs- oder Abrissarbeiten durch einen Fachgutachter auf überwinternde Arten zu über-
prüfen. 

 
 Bei abweichender Vorgehensweise ist die Untere Naturschutzbehörde vorab zu informieren. 

Werden Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG berührt, ist eine Ausnahme nach § 45 
Abs. 7 BNatSchG bzw. Befreiung nach § 67 BNatSchG bei der Unteren Naturschutzbehörde 
zu beantragen. 


